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Antwort 
der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Nicole Höchst, Johannes Huber,  
Thomas Ehrhorn, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 
– Drucksache 19/1442 – 

Schwarzarbeit in Asylheimen und von Asylsuchenden 

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r  

Am 19. September 2014 erleichterte die Bundesregierung den Zugang für 
Flüchtlinge zum deutschen Arbeitsmarkt. Flüchtlinge konnten ab November 
2014 bereits nach drei Monaten eine Arbeitserlaubnis für 15 Monate erhalten. 
Allerdings nur, solange nachweislich kein EU-Bürger für den Job zur Verfü-
gung steht. Abseits des regulären Arbeitsmarktes und der Gesetzeslage wird im-
mer wieder über Schwarzarbeit in Asylheimen und außerhalb dieser Einrichtungen 
durch Asylsuchende berichtet (www.berlinjournal.biz/fluechtlinge-schwarzarbeit/, 
www.welt.de/politik/deutschland/article151420748/Wie-Fluechtlinge-den- 
Arbeiterstrich-aufmischen.html). Bei einer Razzia in sieben Bundesländern 
wurden wiederum in Zwickau bei nur zwei Männern aus dem Wachschutzbe-
reich Waffen, teure Fahrzeuge und über 830 000 Euro Bargeld gefunden 
(www.bild.de/regional/chemnitz/schwarzarbeit/festhamnen-bei-steuer-razzia- 
in-wachschutz-firmen-52524658.bild.html). Das manager magazin geht von 
hunderttausenden Schwarzarbeitern aus (www.manager magazin.de/politik/ 
deutschland/schwarzarbeit-fluechtlinge-arbeiten-zu-tausenden-fuer-hungerlohn- 
a-1110038.html).  

1. Liegen der Bundesregierung Zahlen oder Schätzungen über Schwarzarbeit 
durch Asylsuchende und/oder Asylberechtigte in Deutschland vor (wenn ja, 
bitte nach Jahren seit 2012 aufschlüsseln)? 

2. Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung der Anteil an Schwarzar-
beit in Asylheimen (bitte nach Jahren seit 2012 aufschlüsseln)? 

3. Wie hoch schätzt die Bundesregierung den jährlichen finanziellen Schaden 
für die Bundesrepublik Deutschland ein (bitte nach Jahren seit 2012 auf-
schlüsseln)? 

Die Fragen 1 bis 3 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam beant-
wortet. 

Schwarzarbeit spielt sich als Teil der Schattenwirtschaft in der Regel im Verbor-
genen ab und entzieht sich der statistischen Erfassung. Der Bundesregierung ist 
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kein methodischer Ansatz bekannt, der geeignet ist, den Umfang und die Ent-
wicklung von Schwarzarbeit zu berechnen und in absoluten Zahlen zu belegen. 

Darüber hinaus sieht die Arbeitsstatistik der Zollverwaltung keine statistische Er-
fassung von Ermittlungsverfahren wegen Schwarzarbeit vor, die gegen Asylsu-
chende und/oder Asylberechtigte bzw. im Zusammenhang mit Aufnahmeeinrich-
tungen geführt werden. 

4. Hat die Bundesregierung Konzepte zur Eindämmung von Schwarzarbeit in 
Asylheimen? 

Wenn ja, wann ist damit zu rechnen, und wie sehen die konkreten Maßnah-
men aus?  

Die Finanzkontrolle Schwarzarbeit der Zollverwaltung (FKS) bekämpft alle For-
men von Schwarzarbeit mit einer Strategie aus Prävention und erhöhtem Verfol-
gungsdruck. Dazu führt die FKS anlassbezogene sowie verdachtsunabhängige 
Prüfungen durch. Einen Schwerpunkt der Prüftätigkeit der FKS bilden die beson-
ders von Schwarzarbeit betroffenen Branchen.  
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